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 Regierungspräsidium Darmstadt 
Postfach 50 60, 65040 Wiesbaden 

Abteilung Umwelt Wiesbaden 

  

An die beteiligten Behörden 

Unser Zeichen:  0029-IV-Wi 44-76.d.06-00032#2024-00006 

Dokument-Nr.: 0029-2026-362073 

Ihr Zeichen:         

Ihre Nachricht vom:        

Ihre Ansprechperson: SB Stefanie Meudt 

Zimmernummer: 127  
Telefon/ Fax: +49 (611) 3309 2167/  

E-Mail: Stefanie.Meudt@rpda.hessen.de 

Datum:  17. März 2026 

Planfeststellungsverfahren gemäß §§ 52 Abs. 2a und 57a Bundesberggesetz (BBergG) 
zur Zulassung des Rahmenbetriebsplans der Dyckerhoff Kieswerk Trebur GmbH & Co. 
KG für den Neuaufschluss des Quarzsand- und –kiestagebaus Geinsheim  
 

Hier: Abschließende Aufforderung zur Stellungnahme gemäß § 73 Abs. 2 und 3a Hessisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG)  
 

Anlage: Hinweise für beteiligte Fachbehörden im Betriebsplanverfahren nach BBergG, Kos-
tenerfassungsblatt; Verteiler 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Dyckerhoff Kieswerk Trebur GmbH & Co. KG hat mir den auf Grund der bisher eingegan-
gen Stellungnahmen und Einwendungen sowie des Ergebnisses des Erörterungstermins 
überarbeiteten Antrag zur Zulassung des Rahmenbetriebsplans vorgelegt.  
 

Das Vorhaben wurde wesentlich so geändert, dass das Vorhaben eine neue Identität hat, so 
dass nach der geltenden Rechtsprechung des BVerwG ein neues Anhörungsverfahren mit 
Anhörung der Öffentlichkeit einschließlich der Durchführung eines Erörterungstermins erfor-
derlich ist.  
 

Im Wesentlichen wird das Vorhaben wie folgt geändert: 
 

• niedriger und nach Westen verlegter Lärmschutzwall,  

• Reduzierung der Höhe der Randwälle von 2 m auf 1 m 

• Geringfügige Reduzierung der Fläche für die Aufbereitungsanlage,  

• Geringfügig verringerte Lagerung von Oberboden auf Grund der verringerten Höhe der 
Randwälle 

• Teilweiser Verlagerung der Flächen für den Artenschutz 

• Verwertung von Fremdmassen zur Wiedernutzbarmachung (Komplettverfüllung) 
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• Erhöhung der Massentransporte auf der Straße wegen der teilweisen parallel zum Abbau 
erfolgenden Verwertung 

• Annahme und Aufbereitung von Fremdmassen 

• Optionaler Einsatz mobiler Aufbereitungstechnik 

• Beginn der Verfüllung parallel zum Abbau 

• Bau einer Ersatzwegeverbindung im Nordosten des Tagebaus 

• Anlegung von Halden für Fremdmassen und Oberboden aus dem Abbau auf den wieder-
nutzbargemachten Flächen 

• Optionale Nutzung erneuerbarer Energie (PV-Anlagen auf Lärmschutzwall, schwim-
mende PV-Anlage auf Kiebertsee) 

• Elektrifizierung eines Teils der Verladung 

• Verringerung des Volumens des Bodens der zur Bodenverbesserung diverser Ackerflä-
chen genutzt werden soll 

• Geringfügige Anpassung der Flächen, in die nicht eingegriffen werden soll 

• Erhöhung der Massentransporte auf der Straße wegen der teilweisen parallel zum Abbau 
erfolgenden Verwertung von 250 000 t/a auf 300 000 t/a 

• Inanspruchnahme teilweiser anderer Flurstücke in anderen Gemarkungen, Korrektur ver-
schiedener Flurstücksauflistungen 

• Überwiegend geringfügig geändertes Mengengerüst (Wertmineral, Abraum, Oberboden) 

• Vorgezogener Beginn der Wiedernutzbarmachung, so dass am Ende des Abbaus ca. 24 
ha. (vorher ca. 10 ha) landwirtschaftlich wiedernutzbargemacht sein sollen 

• Nur noch befristete Herstellung eines Gewässers 

• Reduzierung des dauerhaften Verlustes landwirtschaftlicher Fläche auf wenige ha 

• Wiederherstellung weiterer Wegeverbindungen im Zuge der Wiedernutzbarmachung 

• Verlängerung der Laufzeit des Rahmenbetriebsplans wegen der auf den Abbau folgenden 
Restverfüllung um ca. 45 Jahre (Seite 97) 

Es wurden weiterhin folgende Gutachten/Planungen aktualisiert: 

• Verkehrliche Machbarkeit 

• Lärm Verkehr 

• Schallgutachten (Anlagenbezogen), 

• Staubemissionen und -immissionen 

• Lichtimmissionen 

• Aussagen zur Beschattung (neu) und zu Sichtbeziehungen 

• Einfluss auf das Klima 

• Aussagen zu Treibhausgasen (Klimaschutz) mit Minderungsmaßnahmen  

• Maßnahmen wegen der Flugsicherheit 

• Hydrogeologie 

• Standsicherheit 

• Natur- und Artenschutz 
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• LBP 

 
Für die Zulassung des UVP-pflichtige Vorhabens ist gemäß § 76 Abs. 1 HVwVfG ein Plan-
feststellungsverfahren durchzuführen. 
 
Für das Planfeststellungsverfahren gelten die §§ 72 bis 78 des Hessischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (HVwVfG). Dies bedeutet insbesondere, dass andere behördliche Entschei-
dungen, wie öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen 
und Zustimmungen einschließlich einer regionalplanerischen Abweichungsentscheidung 
durch die Planfeststellung ersetzt werden. 
 
Gemäß § 73 Abs. 2 und 3a HVwVfG erhalten Sie den auf Seite 2 angegeben Link zum Down-
load sämtlicher Unterlagen, mit der Bitte um abschließende ggf. zusammenfassende 
Stellungnahme bis zum 30.04.2026.  
 
Bis zum 02.04.2026 bitte ich mir mitzuteilen, ob die Unterlagen, aus den von Ihnen zu 
vertretenden Belangen vollständig sind. Ich beabsichtige nachfolgend die Auslegung 
der Planunterlagen zu veranlassen.  
 
Inhalts- und Nebenbestimmungen zur Aufnahme in den Bescheid bitte ich gemäß § 39 Abs.1 
VwVfG zu begründen. Falls für das Vorhaben hinsichtlich der von Ihnen zu vertretenden Be-
lange Genehmigungen, Zulassungen, sonstige Entscheidungen, insbesondere solche, die 
gemäß § 57a Abs. 4 Bundesbergegesetz (BBergG) i. V. m. § 75 Abs. 1 VwVfG ersetzt wer-
den, sowie Anzeigen, Benachrichtigungen, Abnahmen usw. vorgeschrieben bzw. erforderlich 
sind, bitte ich um Mitteilung unter Angabe der gesetzlichen Vorschriften. 
 
Die Antragsunterlagen sowie die bisherigen Rückmeldungen der beteiligten Behörden sind 
unter folgendem Link abrufbar: 
 

https://hessendrive.hessen.de/public/download-shares/SqXZieacSoeH-
WyIr6riz8fHtRDGbRoK2 
 
Das dazugehörige Passwort erhalten Sie in einer gesonderten E-Mail. 
 
Die o.g. Unterlagen werden für einen Monat in den Kommunen Trebur, Riedstadt Groß-Gerau 
und der Verbandsgemeinde Rhein-Selz zur Einsichtnahme ausgelegt werden. 
 
Wird von Ihnen die Beteiligung weiterer Stellen für nötig gehalten, bitte ich Sie, mir dies mög-
lichst kurzfristig – spätestens bis zum 27.03.2026 mitzuteilen. 
 
Informationen zur Durchführung des Erörterungstermins erhalten Sie gemäß § 73 Abs. 6 
HVwVfG zu gegebenem Zeitpunkt.  
 
Weiterhin bitte ich Sie, mir Ihren bisherigen Verwaltungsaufwand für das gesamte Ver-
fahren einschließlich des schon durchgeführten Erörterungstermins mit beigefügtem 
Kostenerfassungsblatt (Anlage 2) mitzuteilen.  
 
Falls inhaltliche Fragen auftreten sollten, wenden Sie sich bitte entweder telefonisch (Tel. 
0611/3309-2456) oder per E-Mail (HansJuergen.Schorn@rpda.hessen.de) an mich. 
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Hinweis: 
Bei Erstellung der Stellungnahme bitte ich um Beachtung der auf meiner Homepage (www.rp-
darmstadt.hessen.de) veröffentlichten Datenschutzbestimmungen sowie der Datenschutz-
hinweise im Bereich Bergbau (Information gemäß Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung 
(DS-GVO)). 
Die Unterlagen können Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sowie personenbezo-
gene Daten enthalten. Eine unbefugte Weitergabe an Dritte oder eine sonstige Veröf-
fentlichung ist nicht zulässig! Davon unbeschadet bleiben mögliche Informationsansprü-
che nach den jeweils einschlägigen Umweltinformationsgesetzen. 
Wir weisen Sie diesbezüglich vorsorglich auch auf eine mögliche Strafbarkeit nach den §§ 
203, 204 und 353 b StGB hin. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  
 
 
gez. SB Stefanie Meudt  
 
Dieses Dokument habe ich im Dokumentenmanagementsystem (DMS 4.0) elektronisch schlussgezeichnet. 
Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 


